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Vorwort

Mobilität ist eine Errungenschaft der Menschheit 
und hat wie kaum eine andere wissenschaftliche 
Leistung zur Entwicklung unserer Gesellschaft  
beigetragen. Auch im 21. Jahrhundert bleibt der 
Austausch von Gütern sowie die Mobilität der  
Menschen ein wesentlicher Treiber des Wohlstands.
Mobilität und Nachhaltigkeit galten lange als unver-
einbare Prinzipien. Die sich jüngst wandelnden Markt-
erwartungen brechen die bestehende Architektur 
der Mobilitäts- und Energiebranche jedoch auf.  
Änderungen der rechtlichen Rahmenbedingungen
stellen neue Herausforderungen an die Marktteil-
nehmer. Als Berater führender internationaler  
Unternehmen aus den Bereichen Mobilität (Auto-
mobilhersteller und -zulieferer), Energieerzeuger/ 
regenerative Energien und Finanzinvestoren treibt 
uns die Frage um, wie mit den Herausforderungen 
von morgen umzugehen ist.

Die vorliegende Studie „Future eMobility“ ist Teil der 
von Taylor Wessing seit langem verfolgten Strategie,
die Zukunftstrends im Bereich „Energy & Environment“ 
mitzugestalten. Die mandantenorientierte rechtliche 
Beratung setzt nicht nur ein richtiges Verständnis 
dieser Branche voraus. Wichtig ist, prospektiv die 
Entwicklungen und die damit verbundenen Heraus-
forderungen, denen sich diese Branche gegenüber-
sieht, zu erkennen. Zu diesem Zweck ist die Idee zu 
der vorliegenden Gemeinschaftsstudie der Techni-
schen Universität München (TUM) und von Taylor 
Wessing entstanden. 

Gemeinsam mit dem Lehrstuhl für Dienstleistungs- 
und Technologiemarketing (DTM) wurden in den 
vergangenen Monaten die Grundstruktur der Stu-
die erarbeitet, Branchenexperten aus der Industrie, 
Finanzwirtschaft und Forschung befragt und die 
Antworten ausgewertet. Die erwarteten Trends und 
Prognosen sind in der vorliegenden Studie zusam-
mengefasst. Allen, die zum Entstehen der Studie 
beigetragen haben, insbesondere Herrn Prof. Florian 
von Wangenheim, Herrn Marcus Zimmer und dem 
studentischen Team sei herzlich gedankt. 

Die Verfasser der Studie 
München, im Oktober 2011
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Future eMobility
Die Zukunft der Elektromobilität in Deutschland  

TU München /Taylor Wessing

Executive Summary

Die Expertenbefragung von Taylor Wessing in Zusammenarbeit mit der 

Technischen Universität München (Lehrstuhl für Dienstleistungs- und  

Technologiemarketing DTM) hat zum Ziel, aktuelle Herausforderungen 

und Trends der Elektromobilität in Deutschland aus der Sicht der  

Industrie zu ermitteln.

Die Expertenbefragung von Taylor Wessing in  
Zusammenarbeit mit der Technischen Universität 
München (Lehrstuhl Dienstleistungs- und Techno-
logiemarketing DTM) hat zum Ziel, aktuelle Heraus-
forderungen und Trends der Elektromobilität in 
Deutschland aus der Sicht der Industrie zu ermitteln. 

Insgesamt 177 Experten aus der gesamten Wert-
schöpfungskette gaben ihre Einschätzungen ab. 
Eine Erkenntnis ist dabei eindeutig: Das Elektroauto 
wird im Volumenmarkt ankommen, und zwar in  
absehbarer Zeit. Über 70 Prozent der Befragten  
erwarten einen Durchbruch der Elektromobilität bis 
zum Jahr 2020. Das liegt nicht zuletzt auch an sich 
wandelnden Kundenanforderungen. So gewinnt der 
allgemeine Trend der Nachhaltigkeit auch beim  
Autokauf zunehmend an Bedeutung und wird bis 
zum Jahr 2020 heute wichtige Faktoren wie Design 
und Prestige übertreffen.

Die Nachhaltigkeit in der Mobilität wird auch zu  
neuen Konzepten führen. Vor allem dem Carsharing 
wird großes Potential zugesprochen, so halten es 
85 Prozent der Befragten für wahrscheinlich, dass 
durch entsprechende Angebote ein eigenes Privat-
fahrzeug überflüssig wird.

Ob in Folge dessen das ehrgeizige Ziel der Bundes-
regierung erreicht werden kann, bis zum Jahr 2020 
Deutschland als Leitmarkt zu etablieren und eine 
Million Elektrofahrzeuge auf Deutschlands Straßen 
zu bringen, wird indes weniger optimistisch 
bewertet. Lediglich knapp über die Hälfte gehen 
davon aus, dass dieses Vorhaben in dieser kurzen 
Zeit realistisch ist.

Die Gründe für diese Zurückhaltung sind vielseitig.
Neben den bekannten technologisch bedingten 
Hindernissen wie der geringen Reichweite und den 
hohen Mehrkosten, wurden im Zuge dieser Unter-
suchung vor allem auch strukturelle und organisa-
torische Probleme in Deutschland deutlich. So wird 
die aktuelle Infrastruktur für Elektrofahrzeuge von 
knapp 65 Prozent als sehr schlecht bis schlecht 
eingeschätzt, nur jeder siebte Befragte ist mit der 
aktuellen Situation zufrieden. Auch wurde deutlich, 
dass der Staat für die Erreichung seines Ziels selbst 
viel beizutragen hat. So fordern neun von zehn  
Experten einen direkten Kaufanreiz von mindestens 
2.000 Euro, und auch die Forschungsförderung 
muss noch attraktiver gestaltet werden, denn für 
über ein Drittel der Unternehmen hat die staatliche 
Förderung großen Einfluss auf die Realisierung von 
F&E-Projekten. 
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Hohe Ziele der Politik

»Eine Millionen  
Elektrofahrzeuge  
(Hybrid, Range Extender,  
Batterie) bis 2020 
durchaus realistisch.«
Dr. Kolke, ADAC

Nicht erst seit der diesjährigen Internationalen  
Automobilausstellung (IAA) in Frankfurt am Main 
zeigt es sich: der Trend hin zur Elektromobilität 
hat unsere Gesellschaft und – mit einer zumindest 
wahrgenommenen Verzögerung – auch die Auto-
mobilindustrie erfasst. Erstmals war auf der IAA eine 
ganze Messehalle der gesamten Wertschöpfungs-
kette der Elektromobilität gewidmet. Nahezu alle 
namhaften Hersteller und zahlreiche neue Anbieter 
zeigten batteriebetriebene Studien und seriennahe 
Prototypen. Die elektrische Revolution wurde in den 
letzten Jahrzehnten allerdings schon mehrfach aus-
gerufen – um schließlich doch auszubleiben. Doch 
dieses Mal könnte es anders sein. 

Bis zum Jahr 2020 sollen eine Million Elektroautos
– möglichst aus deutscher Produktion – auf 
Deutschlands Straßen zugelassen sein. Das ist das 
hochgesteckte Ziel der Bundesregierung, die damit 
Deutschland als Leitmarkt für Elektromobilität eta-
blieren und Anschluss finden will an den weltweiten 
Wettbewerb. Eine Million Fahrzeuge, die mit Hilfe 
von Batterien vollständig oder unterstützt angetrie-
ben werden, entsprechen heute etwa zwei Prozent 
aller Kraftfahrzeuge in Deutschland. Um dieses Ziel 
zu erreichen, müssen zunächst technische, politi-
sche und marktbezogene Hindernisse aus dem Weg 
geräumt werden. Ziel dieser Studie ist ein Stimmungs-
bild der Automobilindustrie und der mit ihr assoziierten
Industrien zu erhalten. Betrachtet wird die gesamte
Wertschöpfungskette, ein besonderer Fokus aber 
liegt auf den unterstützenden Wertaktivitäten wie 
Forschung und Entwicklung, Finanzierung und 
Dienstleistungen. 

These 1 //
Bis 2020 wird die Elektromobilität in Deutschlands Städten  
angekommen sein.

These 2 //
Nachhaltige Mobilitätskonzepte fördern die Elektromobilität.

These 3 //
Die Kundenanforderungen an Fahrzeuge sind im Umbruch begriffen.

These 4 //
Staatliche Unterstützung ist notwendig für die erfolgreiche Einführung 
des Elektrofahrzeugs und sollte direkt an den Kunden gehen.

These 5 //
Bei der staatlichen Forschungsförderung sollten die Informations- 
suche und die Beantragung vereinfacht werden.

These 6 //
Ladeinfrastruktur noch unterentwickelt; vorerst wird zu Hause geladen.

These 7 //
Die Wertschöpfungskette ändert sich deutlich.

These 8 //	
Forschungskooperationen und Verbundprojekte stellen Unternehmen 
und öffentliche Forschungseinrichtungen vor Herausforderungen.

Acht Thesen zur Elektromobilität:
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Acht Thesen zur Elektromobilität

These 1 //
Bis 2020 wird die Elektromobilität in Deutschlands  
Städten angekommen sein.

Die Zukunft lautet Elektromobilität.

In der Nationalen Plattform Elektromobilität ist das 
Ziel der deutschen Wirtschaft klar vorgegeben:  
Bis 2020 rollen eine Million Elektroautos auf 
Deutschlands Straßen. Die Definition von Elektro-
fahrzeugen (electric vehicles = EV) beinhaltet in 
diesem Fall nicht nur rein batteriebetriebene Fahr-
zeuge, sondern umfasst auch Hybridfahrzeuge und 
Brennstoffzellenfahrzeuge. Dieses Ziel erscheint 
ambitioniert angesichts der Tatsache, dass heute 
nur knapp 2.300 reine Elektroautos und rund 37.000 
Hybridfahrzeuge in Deutschland registriert sind.1

Dieses Ziel aus dem Jahre 2009 wurde im Mai  
dieses Jahres von der Bundesregierung nochmals 
bekräftigt. Dass der Elektromobilität bis zum Jahr 
2020 der Durchbruch im Volumenmarkt gelingt,  
halten auch knapp 72 Prozent der Befragten für 
eher zutreffend. Mehr als jeder Zweite ist sich  
dessen sogar sicher bis sehr sicher. Im Hinblick auf 
die Erreichung des Ziels der Nationalen Plattform 
Elektromobilität setzt sich dieser Optimismus aller-
dings nicht fort. Nur noch eine kleine Mehrheit von 
55 Prozent hält eine Erreichung des Vorsatzes, eine 
Million Elektroautos bis 2020 auf die Straße zu brin-
gen durchaus für realistisch, gleichzeitig glauben 
aber auch knapp 27 Prozent, dass die Verwirklichung 
dieser Vorgabe utopisch ist (Abbildung 1).

Signifikant skeptischer sehen die Befragten das Teil-
ziel, dass im Jahr 2020 eine Million E-Fahrzeuge aus 
deutscher Produktion zugelassenen sein werden, 
nur 30 Prozent halten das für wahrscheinlich.

Wie zusätzlich geführte Experteninterviews zeigen, 
liegt diese Zurückhaltung primär an den gegen-
wärtigen, technologisch bedingten Problemen der 
Elektromobilität wie den noch hohen Kosten der 
Antriebsbatterie und den starken Reichweitenein-
schränkungen aktueller Elektrofahrzeuge.

1 Kraftfahrzeugbundesamt,  

 Stand Januar 2011

6

1

% % % % % %

1 = Nein, auf keinen Fall      6 = Ja, auf jeden Fall
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Hybridfahrzeuge, rein elektrische Fahrzeuge und 
Brennstofffahrzeuge werden ab 2020 zu gleichen 
Teilen vertreten sein.

Die durch die Antriebsbatterie limitierte Reichweite 
gilt als eines der Haupthindernisse bei der Entwick-
lung der Elektromobilität. Für die Überwindung  
dieses Hindernisses konkurrieren mehrere Antriebs-
konzepte (Abbildung 2). 

Nach der Meinung der befragten Experten wird sich 
– neben dem klassischen Verbrennungsmotor –  
zunächst vor allem der Hybridantrieb durchsetzen, 
während reine Batteriefahrzeuge und Brennstofffahr-
zeuge zunächst nur eine untergeordnete Rolle spielen. 

Nach 2020 jedoch sind diese beiden so weit entwi-
ckelt, dass sie zum Hybridantrieb im Volumenmarkt 
aufschließen können und sich eine Gleichverteilung 
dieser drei Technologien zeigt. Allerdings wird auch 
nach dem Jahr 2020 der Verbrennungsmotor das 
dominierende Antriebskonzept darstellen.

Elektroautos werden vor allem in der Stadt und 
als Zweitwagen auf dem Land eingesetzt werden.

Batterieelektrische Fahrzeuge gelten gemeinhin als 
typische Stadtfahrzeuge. Diese Ansicht teilen auch 
die Befragten: Während ein Großteil der Experten 
die Verdrängung des Verbrennungsfahrzeugs in der 
Stadt für wahrscheinlich hält, wird auf dem Land 
zunächst wenig Veränderung im Markt zu sehen 
sein. Weniger als die Hälfte der Befragten erwarten
hier einen schnellen Umstieg der Kunden auf Elek-
trofahrzeuge. Auch lassen sich Unterschiede im 
Nutzungsverhalten zwischen den beiden Siedlungs-
strukturen feststellen. So wird das Elektroauto 
grundsätzlich in der Stadt eher als Erstwagen, auf 
dem Land, wenn überhaupt, eher als Zweitwagen 
Verwendung finden (Abbildung 3).

Unabhängig vom Wohnort der Kunden sind sich 
zwei Drittel der befragten Experten jedoch einig, 
dass eine erste wahrnehmbare Bewegung im Volu-
menmarkt ohnehin wohl erst 2015 zu erwarten sei.

»In naher Zukunft wird 
noch ein hoher Anteil an 
Verbrennungsmotoren 
genutzt, zusammen mit 
Energiesparmaß- 
nahmen, wie Start-Stop-
Automatik und Hybrid-
fahrzeugen.« 
Großer deutscher  
Automobilhersteller
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These 2//
Nachhaltige Mobilitätskonzepte  
fördern die Eletromobilität.

Elektromobilität ist kein Selbstzweck, sondern wird 
als ein Teil des übergeordneten Ziels der nachhaltigen
Mobilität betrachtet. Dieser Behauptung schließen 
sich über 86 Prozent der Experten an. 
In diesem Sinne werden in Zukunft auch eine Reihe 
von Konzepten eine Rolle spielen, die zu einer  
generellen Reduktion des Individualverkehrs führen.
Neben öffentlichen Verkehrsmitteln werden zukünf-
tige Generationen auch aufgeschlossener gegen-
über anderen verkehrsmittelübergreifenden Mobili-
tätskonzepten sein, davon sind über 93 Prozent der 
Befragten überzeugt. So wird im privaten Gebrauch 
in Zukunft neben der Nutzung von Mietwagen und 
der Bildung von Fahrgemeinschaften vor allem  
Carsharing zu einer Reduktion der Nutzung von 
Privatwagen führen. Diesem recht jungen Angebot 
rechnen 75 Prozent der Umfrageteilnehmer  
Erfolgschancen aus. Als echte Alternative zum  
Privatwagen könnte dieses Mobilitätskonzept in der 
Gesellschaft genauso beliebt werden wie der  
öffentliche Nahverkehr. Dieser erlangte in der Unter-
suchung vergleichbare auf die Zukunft gerichtete 
Popularitätswerte. 84 Prozent der Befragten gehen 
sogar so weit, dass Carsharing-Angebote den  
Besitz eines eigenen Fahrzeugs in Zukunft in der 
Stadt überflüssig machen können.

Diese innovativen Mobilitätskonzepte basieren nicht 
notwendigerweise auf Elektrofahrzeugen, die  
Kombination der beiden Ansätze erscheint aber  
konsequent. Vor allem das Carsharing wird als große
Chance angesehen die Elektromobilität flächen-
deckend zu verbreiten. So halten es rund 84 Prozent
der Befragten für wahrscheinlich, dass sich die  
Akzeptanz von Elektrofahrzeugen durch Carsharing 
steigern lässt (Abbildung 4).

Zwei Drittel der Befragten erwarten von den  
Automobilherstellern, dass sie sich zu Anbietern von 
ganzheitlichen Mobilitätslösungen entwickeln und 

ihr Kernprodukt durch umfangreiche Dienstleistungen 
ergänzen. Auch wenn gerade viele neue Anbieter 
von kompletten Mobilitätslösungen den Markt  
betreten, sind Automobilhersteller aufgrund ihrer 
Bekanntheit und Markenreputation hier im Vorteil  
– davon sind 71 Prozent der Befragten überzeugt.  
Die Einschätzung der Chancen neuer Marktteilneh-
mer ist allerdings signifikant abhängig von der  
Unternehmensgröße und Branchenzugehörigkeit 
der Befragten: Kleine Unternehmen und Dienst-
leister sehen größere Chancen für neue Mitspieler;  
Mitarbeiter größerer Unternehmen, vor allem aus 
der Automobilindustrie, sehen das skeptischer.

»Aus unserer Sicht sind 
Konzepte vielversprech-
end, die zu einer 
Reduzierung des Indivi-
dualverkehrs führen,  
z.B. Carsharing«. 
Olaf Altmann,  
Greenpeace Energy



11

These 3//
Kundenanforderungen an Fahrzeuge  
sind im Umbruch begriffen.

Funktionalität und Nachhaltigkeit stehen im  
Vordergrund, Prestige und Design verlieren an 
Bedeutung.

Der Trend der steigenden Bedeutung der Nachhal-
tigkeit zeigt sich auch bei der Analyse der prognos-
tizierten Kundenanforderungen für das Jahr 2020. 
Während aktuell beim Autokauf die Nachhaltigkeit 
noch eine untergeordnete Rolle spielt, erwarten die 
Experten für die Zukunft eine Bedeutungszunahme.
Die Nachhaltigkeit wird dann im Rahmen des  
Kaufentscheidungsprozesses über einen stärkeren 
Einfluss als Design und Prestige verfügen. Grund-
sätzliche Anforderungen an das Fahrzeug der  
Zukunft ändern sich hingegen nicht. Sowohl heute
wie im Jahr 2020 erwarten die Kunden vor allen 
Dingen Funktionalität, also Aspekte wie das Raum-
angebot, eine geringe Wartungsintensität und  
Komfort und dies alles zu einem angemessenen 
Preis. Knapp die Hälfte der Experten hält jedoch  
einen Verzicht auf Komfort zu Gunsten der Nach-
haltigkeit für möglich (Abbildung 5). Diese veränder-
te Prioritätensetzung könnte auch dazu beitragen, 
die Einführung alternativer Mobilitätskonzepte wie 
Carsharing-Angebote zusätzlich zu begünstigen.

Wenn schon nachhaltig, dann konsequent:  
Herkunft des Stroms von großer Bedeutung.

Vor allem für Kunden von Elektroautos wird Nach-
haltigkeit eine große Rolle spielen. Demnach wird 
der alleinige Umstieg auf ein batteriebetriebenes 
Fahrzeug nicht ausreichen, genauso wichtig wird in 
Zukunft die Herkunft des Stroms sein, der zum Auf-
laden der Batterien verwendet wird. 65 Prozent der 
Befragten gaben an, dass die Herkunft des Stroms 
bzw. ein nachhaltiger Energie-Mix wichtig bis sehr 
wichtig für die Kunden sein wird.

Uneingeschränkte Mobilität entscheidender als Preis.

Heutzutage noch eine der größten Hindernisse für den Erfolg der Elektromobi-
lität ist der höhere Anschaffungspreis im Vergleich zu klassischen Fahrzeugen 
mit Verbrennungsmotor. Nach Meinung der Befragten besteht jedoch eine  
höhere Zahlungsbereitschaft für batteriebetriebene Elektroautos in Höhe von 
immerhin rund 26 Prozent gegenüber Fahrzeugen mit Verbrennungsmotor.  
Im Gegenzug dazu seien die Kunden allerdings dann nicht bereit, Einschnitte bei 
der individuellen Mobilität hinzunehmen – eine Herausforderung für Forschung 
und Entwicklung, die bisher noch recht geringe Reichweite und lange Ladezei-
ten von batteriebetriebenen Fahrzeugen zu steigern oder den Kunden zu einer 
Reflektion seines eigenen Mobilitätsverhaltens zu bewegen.

Funktionalität und 
Nachhaltigkeit stehen im 
Vordergrund, Prestige 
und Design verlieren an 
Bedeutung.
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These 4//
Staatliche Unterstützung ist notwendig für die  
erfolgreiche Einführung des Elektrofahrzeugs und  
sollte direkt an den Kunden gehen.

Eine direkte Kaufsubvention in Höhe  
von 2000–6000 € ist hilfreich

Vor dem Hintergrund der großen Bedeutung der 
Automobilindustrie für die deutsche Wirtschaft,  
ertönen regelmäßig Forderungen nach einer staat-
lichen Unterstützung der Elektromobilität. Auch die 
Antworten der Teilnehmer dieser Studie weisen  
eine starke Tendenz in Richtung umfangreicherer 
staatlicher Verantwortung auf (Abbildung 6). Sowohl 
eine gesetzgeberische Unterstützung bei der Ein-
führung von Elektrofahrzeugen als auch monetäre 
Kaufanreize und Forschungsförderung werden als 
sinnvoll bewertet. Dabei versprechen sich 74 Pro-
zent der befragten Experten einen positiven Effekt
durch eine gesetzliche Regulation. Eine ähnlich hohe 
Zustimmung in Höhe von 78 Prozent erfährt die 
staatliche Forschungsförderung, die derzeit von  
der Bundesregierung als einzig zielführende Option
bewertet wird. Den größten Erfolg versprechen sich 
die Befragten dagegen von monetären Subventionen

beim Kauf, um die erhöhten Kosten durch Leichtbau 
und Batterie zu kompensieren. Dabei sind sowohl 
direkte monetäre Kaufanreize denkbar, wie auch in-
direkte in Form von Steuervergünstigungen. Beide 
Varianten unterscheiden sich in der Bewertung nur 
geringfügig. Vor die Wahl gestellt, ob eine Unter-
stützung direkt an den Käufer oder die Forschungs-
förderung effektiver ist, entscheidet sich eine  
deutliche Zweidrittelmehrheit für die direkte Zahlung 
an die Kunden.

Die Höhe der benötigten Subventionen wird dabei
von der Mehrzahl der Befragten auf einen Wert  
zwischen 2.000 und 6.000 Euro eingeschätzt. Knapp 
60% halten dabei eine fahrzeugbezogene Subven-
tion von über 4.000 Euro für erforderlich. Lediglich 
jeder zehnte hält eine Summe unter 2.000 Euro  
für ausreichend. Ein Erfolg der Elektromobilität 
ohne ausreichende staatliche Subventionen wird 
demnach äußerst kritisch beurteilt.

Das deutsche Angebot 
zur Forschungs- 
förderung wird von den 
betroffenen Unterneh-
men nur als mittelmäßig  
bewertet.
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These 5//
Bei der staatlichen Forschungsförderung sollten  
die Informationssuche und die Beantragung  
vereinfacht werden.

»Für den Mittelstand  
ist das Erlangen  
von Fördergeldern  
äußerst schwierig!«
Prof. Edwin Kohl, 
mia electric GmbH

Zwar werden direkte Kaufanreize als zieldienlicher 
für die Einführung der Elektromobilität angesehen, 
doch die Förderung der (Grundlagen-) Forschung 
wird sich damit nicht ersetzen lassen. Bei 46 Pro-
zent der Befragten 2 hat bei der Entscheidung für 
oder gegen ein Projekt die staatliche Förderung  
eine hohe oder sehr hohe Bedeutung. Den Unter-
nehmen in den mit der Elektromobilität assoziierten 
Branchen bietet sich ein breites Spektrum an  
Förderungsangeboten, die auf der Ebene des Bundes  
und der EU zur Verfügung gestellt werden. Dieses 
Angebot wird von den betroffenen Unternehmen  
jedoch als mittelmäßig bewertet, das deutsche  
Angebot aber immer noch signifikant besser als das 
der EU (Abbildung 6).

Die Forschungstöpfe sind nach Meinung der  
Befragten aber unterschiedlich schwer zu erreichen: 
Kleine und mittlere Unternehmen beurteilen den 
Aufwand bei der Beantragung deutscher  
Forschungsgelder im Bereich Elektromobilität  
signifikant höher als Großunternehmen.

Um einen Überblick über die umfangreiche For-
schungslandschaft zu bewahren, werden in einem 
großen Teil der befragten Unternehmen (71 Prozent) 
systematisch Informationen zu Förderungsmög-
lichkeiten gesammelt. Hauptquelle bei der Informa-
tionssuche ist das Internet (57 Prozent), es folgen 
die staatliche Förderungsberatung (51 Prozent) und 
schließlich externe Dienstleister (43 Prozent).
In 54 Prozent der in die Forschungsförderung ein-
gebundenen Unternehmen existiert eine eigene  
Abteilung, die sich mit staatlicher Förderung befasst. 
Werden externe Dienstleister hinzugezogen, so 
dient dies bei nationalen Förderungsangeboten für 
64 Prozent der Befragten vor allem dem besseren 
Angebotsüberblick. Finanzielle Einsparungen spielen 
dabei eine untergeordnete Rolle (39 Prozent). An-
ders ist die Situation bei EU-Förderungsangeboten. 

Hier lassen sich für 48 Prozent der Befragten durch 
externe Dienstleister höhere Beträge einsparen, der 
bessere Angebotsüberblick ist aber auch hier der 
Hauptgrund (56 Prozent).

2	 Die Aussagen der These 5 beziehen sich auf die  

Teilstichprobe der Experten, die aktiv in geförderte  

Forschungsprojekte eingebunden sind, und ihre  

Unternehmen.

Mittelwerte, n=65

Mittelwerte, n=68
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These 6//
Ladeinfrastruktur noch unterentwickelt –  
vorerst wird zu Hause geladen

»Die Infrastruktur ist 
noch überhaupt nicht  
gegeben [...] ohne 
weitere Aufbereitung 
wird das Ziel der  
Nationalen Plattform 
ein schwer erreichbares 
werden.«
Nikolaus Ambrosi,  
Suzuki

Das Aufladen der Batterie eines Elektrofahrzeugs 
stellt eine Herausforderung dar, denn der Lade-
vorgang benötigt bei aktuellem Stand der Technik 
deutlich länger, als das Volltanken eines Fahrzeugs 
mit Verbrennungsmotor. Zur Aufladung wurden  
bereits unterschiedliche Konzepte entwickelt. Die 
Batterie kann dezentral, also etwa an der heimischen 
Steckdose oder in der Tiefgarage des Arbeitgebers,
aufgeladen werden. Auch das Tanken an einer 
Stromtankstelle ist möglich. Eine Option der nähe-
ren Zukunft stellt der Austausch des kompletten 
Batteriepakets dar. Das Laden während des Fahrens 
durch Induktion, beispielsweise beim Überfahren 
einer speziellen Fahrbahn, läßt sich hingegen wohl 
erst in ferner Zukunft realisieren. 
Die Befragten räumen dem dezentralen Laden an 

der heimischen Steckdose die höchsten Chancen 
ein, die Zukunft der anderen Systeme dagegen ist 
noch unklar. Eindeutig verwerfen lässt sich aber 
dennoch keines (Abbildung 7). 

Die Infrastruktur für die Elektromobilität in  
Deutschland wird generell negativ beurteilt, lediglich 
fünf Prozent der Befragten bewerten diese  
aktuell als zumindest gut ausgebaut. Allerdings  
sehen mehr als zwei Drittel damit Deutschland  
dennoch im Vergleich zu anderen Nationen vorne. 
Auch wird die Bewältigung dieser Aufgabe nicht  
allein dem Staat auferlegt. Annähernd 90 Prozent 
der Befragten sehen die Verantwortung hierfür 
hauptsächlich bei der Wirtschaft, wenn auch mit 
Unterstützung aus Berlin.

Der Ladevorgang  
zu Hause an der Steck-
dose hat gute Chancen, 
sich langfristig durch-
zusetzen.

»Die Vorstellung wie 
bisher tanken und  
bezahlen zu können, 
wird aus energiewirt-
schaftlichen  
Gründen nicht mehr 
möglich sein.« 
Großer deutscher  
Automobilhersteller
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These 7//
Die Wertschöpfung ändert sich deutlich

Die Elektrifizierung des Fahrzeugantriebs wird auch 
die Wertschöpfungsstrukturen verändern. Die  
befragten Experten sind sich einig, dass in den  
Bereichen Forschung und Entwicklung sowie in der 
Produktion ein Zuwachs spürbar sein wird, der auf 
Kosten der Bereiche Marketing und Vertrieb sowie 
Kundenservice geht. Eine Ursache hierfür liegt an 
neuen Marktteilnehmern, die die Kundenschnitt-
stelle besetzen können, beispielsweise Carsharing-
Unternehmen oder Energieversorger, und somit die 
Marge der Automobilhersteller bedrohen. 

Wie erwähnt, wird der Kunde zunehmend Komplett-
lösungen erwarten. Möchten die Automobilhersteller 
eine Position als Lösungsanbieter einnehmen, sind 
hierfür neben Unternehmenskooperationen, die das 
Leistungsangebot erweitern, auch neue Vermark-
tungs- und Vertriebsmodelle nötig. Rund 65 Prozent 
der befragten Unternehmen sehen sich mit solchen 
Fragestellungen konfrontiert. Allerdings setzen sich 
erst 15 Prozent der Unternehmen systematisch mit 
innovativen Vermarktungs- und Vertriebsmodellen 
auseinander.
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These 8//
Forschungskooperationen und Verbundprojekte stellen 
Unternehmen und öffentliche Forschungseinrichtungen 
vor Herausforderungen

Die Komplexität heutiger 
Fahrzeuge erfordert  
hohes Know-how,  
das durch Kooperation  
leichter erreichbar ist.

Die hohe Komplexität heutiger Fahrzeuge erfordert 
erhebliches Know-how bei deren Entwicklung. Durch 
Kooperationen, sowohl auf der Ebene der Forschung 
und Entwicklung (Forschungskooperationen), wie 
auch im Bereich der Produktion und der Vermarktung 
(Verbundprojekte), können Unternehmen Ressourcen 
bündeln und Wettbewerbsvorteile schaffen. Doch 
welche Probleme treten dabei auf und welche Grün-
de sprechen für bestimmte Partner (Abbildung 8)?

Ein Unternehmen, das ein größeres Forschungsvor-
haben umsetzen möchte, kann sich dazu entweder 
Partner aus der Wirtschaft suchen, die sich auf  
Auftragsforschung spezialisiert haben, oder aber 
mit öffentlichen Forschungseinrichtungen, wie zum 
Beispiel Hochschulen, zusammenarbeiten. Keine 
dieser Alternativen wird klar bevorzugt, es gibt gute 
Gründe, sich für den einen oder den anderen  
Partner zu entscheiden. Signifikante Unterschiede 
zeigen sich nach Auffassung der Befragten bei  
folgenden Faktoren:

Für Forschungspartner aus der Wirtschaft 
sprechen:
>	 schnellere Ergebnisse
>	 einfachere Vertragsverhandlungen

Für öffentliche Forschungseinrichtungen 
als Partner sprechen:
>	 seltener auftretende Interessenkonflikte
>	 vertrauenswürdigere Ergebnisse

Finanzielle Unterschiede sind nicht ausschlagge-
bend, ebenso wenig treten bei einem der Partner 
besonders häufig Probleme auf. Auch das Image 
des Forschungspartners spielt nur eine unter- 
geordnete Rolle, 

Abbildung 8:

»Wir sehen bei  
Kooperationen, dass es 
immer wieder zu starken 
Verzögerungen 
bei der Vertragsgestal-
tung kommt«.
Großer deutscher  
Automobilhersteller
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Eine genauere Untersuchung der Attraktivität von 
Hochschulen als Forschungspartner lässt eine Ver-
besserung innerhalb der letzten 10 Jahre erkennen, 
die sich auch in den kommenden fünf Jahren stetig 
fortsetzt. Negativ wirken sich darauf jedoch stren-
gere Auflagen zur Forschung und insbesondere eine 
zunehmende Bürokratisierung aus.

Verbundprojekte in Produktion, Vermarktung und 
Dienstleistungen führen die meisten Unternehmen 
mit Partnern aus der gleichen Branche durch, nur 
ein geringer Teil der Verbundpartner ist branchen-
fremd. Dieser Anteil könnte jedoch noch zunehmen, 
wenn man annimmt, dass sich bisherige Anbieter 
noch stärker zu Gesamtlösungsanbietern wandeln, 
wozu Produkte und Dienstleistungen aus unter-
schiedlichen Branchen vereint werden müssen. 

Wenn Probleme bei Verbundprojekten auftraten, 
dann, weil einerseits die Verträge sehr komplex  
waren und andererseits gegensätzliche Interessen  
bestanden (Abbildung 9). Als weitere Probleme  
traten, wenn auch in geringerem Maße, Vertrags-
bruch, sowie ein Verfehlen des gewünschten  
Projektergebnisses auf. 

Die Entwicklung der Verträge für Verbundprojekte 
würde sich durch die Nutzung guter Standardver-
träge sehr vereinfachen lassen. Nur ca. 40% der 
Befragten gaben an, tatsächlich Standardverträge 
zu nutzen.

Abbildung 9:
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Die gemeinsame Forschung der Industrie 
mit Universitäten und staatlichen  
Forschungseinrichtungen leistet wesent-

liche Beiträge zum Fortschritt gerade im Bereich 
der Erneuerbaren Energien und der Elektromobilität. 
In Verbundprojekten zeigen sich aber immer wieder
Reibungsflächen, die mit der unterschiedlichen  
Organisation und Zielsetzung der staatlichen und 
privaten Partner zusammenhängen. Oft werden  
die auftretenden Schwierigkeiten im Zuge der Ver-
tragsverhandlung überwunden, wenn der Wille der 
Partner zur Zusammenarbeit überwiegt. Es kommt 
aber auch vor, dass die Beteiligung eines Partners 
an einem Verbundprojekt an rechtlichen Hürden 
scheitert. Daher sollte das Augenmerk auf den Ab-
bau rechtlicher Hindernisse für die Beteiligung der 
Öffentlichen Hand an Verbundprojekten mit der  
Industrie gerichtet werden.

Ein zentrales Spannungsfeld in der Verbundfor-
schung bietet immer wieder die Verwertung der 
Forschungsergebnisse. Während Einrichtungen 
der öffentlichen Hand gehalten sind, von ihnen er-
arbeitete Forschungsergebnisse nur gegen ange-
messene Lizenzgebühren zur Verfügung zu stellen, 
erwartet die Industrie grundsätzlich, Forschungs-
ergebnisse, zu denen Sie selbst beigetragen hat, 
im eigenen Unternehmen frei einsetzen zu können. 
Bereits die Verpflichtung, gegenüber Dritten  
Rechenschaft über die Nutzung der Forschungser-
gebnisse im eigenen Unternehmen ablegen zu  
müssen, wird von der Industrie oft nicht akzeptiert, 
da dies mit der Preisgabe vertraulicher interner  
Daten einhergeht. Auf Seiten der öffentlichen Hand 
können dagegen Vorschriften des Beihilferechts 
und des Haushaltsrechts den Spielraum staatlicher 
Einrichtung bei der Vergabe von Lizenzen  
beschränken. Manchmal bestehen in öffentlichen 
Verwaltungen aber auch überzogene Vorstellungen,
was die kommerziellen Verwertungsmöglichkeiten 

für Forschungsergebnisse angeht. In jedem Fall müssen die Vorteile der Part-
ner in einem Projekt in ein ausgewogenes Verhältnis zu ihren Beiträgen gebracht 
werden, damit die gemeinsame Forschung für die Industrie attraktiv bleibt.

Ganz unterschiedliche Zielsetzungen haben industrielle und öffentlich-rechtliche 
Forschungspartner regelmäßig auch bei der Veröffentlichung der Forschungs-
ergebnisse. Während Universitäten bestimmungsgemäß an wissenschaftlichen 
Veröffentlichungen interessiert sind und diese beispielsweise für Ihre Doktoran-
den oder Habilitanden sogar von Rechts wegen ermöglichen müssen, benötigt 
die Industrie möglichst weitgehende und langdauernde Geheimhaltung, um ih-
ren Wettbewerbsvorsprung zu sichern. Was nützen Investitionen in ein For-
schungsprojekt, dessen Ergebnisse der gesamte Wettbewerb zeitnah aus Ver-
öffentlichungen erfahren kann? 

Die öffentliche Hand unterliegt noch weiteren Beschränkungen, die bei der  
Beteiligung an Verbundprojekten zu berücksichtigen sind. So erlaubt die Orga-
nisation vieler Universitäten beispielsweise keine lückenlose Sicherung von  
Unterlagen und Daten, da die entsprechenden räumlichen und technischen  
Voraussetzungen nicht gegeben sind. Auch können öffentliche Einrichtungen 
aus haushaltsrechtlichen Gründen nur in begrenztem Umfang Haftungsrisiken 
eingehen. An dieser Stelle ist in der Regel das Entgegenkommen der Industrie 
gefragt, die Haftungsanforderungen nicht zu überspannen.

Dass es nicht ganz einfach ist, in diesem Spannungsfeld Kompromisse zu finden, 
zeigen die verschiedenen Versuche, Musterverträge für Forschungsprojekte
mit der öffentlichen Hand zu etablieren. Vertragsmuster sind zwar im Umlauf, 
werden von der öffentlichen Hand und der Industrie aber oft nicht akzeptiert. 
Die unterschiedlichen Interessen der Beteiligten müssen daher in Verhandlungen 
immer wieder neu in Einklang gebracht werden, damit die beteiligten Partner ihr 
Augenmerk ganz auf die eigentliche Forschungsarbeit richten können.“

Dr. Dietrich Kamlah 
Rechtsanwalt, Taylor Wessing

Gemeinsame Forschung von Industrie und  
Öffentlicher Hand – Verdruss im Verbund?
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Ausblick

„Wandlung ist notwendig wie die Erneuerung der 
Blätter im Frühling.“ Vincent van Gogh

Das ist der Eindruck, den ein Blick auf die Straße,  
in die Gesellschaft, auf die Rohstoffpreise und in die 
Automobilindustrie erwecken kann. Dass der Wandel 
der Mobilität in vollem Gange ist, zeigen die  
Ergebnisse dieser Studie. Die Kundenanforderungen 
ändern sich im Wandel der Gesellschaft, der Mega-
trend Nachhaltigkeit gewinnt an Einfluss, die Politik 
greift in die Wirtschaft ein und Fortschritte in der 
Forschung sind bisweilen schwer vorhersehbar. Die 
Elektromobilität befindet sich inmitten dieses Span-
nungsfelds und stellt eigene Herausforderungen an 
die Akteure. Von der Forschung wird die parallele 
Weiterentwicklung verschiedener Technologiepfade 
gefordert, solange sich keine der Technologien klar 
favorisieren lässt. Auch die Automobilindustrie muss 
sich dem Wandel der Kundenanforderungen anpas-
sen, und nicht nur neue Fahrzeuge sondern gleich 
neue Mobilitätskonzepte und neue Vertriebsformen 
entwickeln. 

Ganzheitliche Mobilitätslösungen für den Kunden 
erfordern kooperative Unternehmensnetzwerke, die 
wiederum durch Vertragsstrukturen abgebildet wer-
den müssen. 
Die staatliche Förderung fällt momentan noch ver-
gleichsweise gering aus und erreicht aufgrund der 
komplexen Antragsprozeduren den Mittelstand nicht 
in gewünschtem Maße. Diskussionen gibt es wei-
terhin über den effektiven Einsatz der Fördermittel. 
Es gibt weiterhin sowohl Rufe nach direkter Unter-
stützung beim Kauf als auch nach Förderung der 
Forschung und Entwicklung. Schließlich müssen 
auch Investoren sich intensiv mit der Elektromobilität 
auseinandersetzen und eine finanzielle Grundlage 
schaffen für neue und wachsende Unternehmen. 
Auch der Kunde ist gefordert: er muss sein eigenes 
Mobilitätsverhalten hinterfragen. Dabei wird er nicht 
selten zu dem Schluss kommen, dass bestehende 
Lösungen – seien es bereits auf dem Markt befind-
liche Elektrofahrzeuge oder innovative Mobilitäts-
konzepte – bereits den Großteil seines Mobilitäts-
bedarfs decken. 

Das Ziel der Bundes-
regierung, bis 2020 eine 
Million batterieelektri-
sche Fahrzeuge auf die 
deutschen Straßen zu 
bringen, wird voraus-
sichtlich, wenn auch nur 
knapp, erreicht.

Vor allem die etablierten Parteien in der Wertschöpfungskette müssen sich der Herausforderung 
neue Mobilitätskonzepte und Vertriebsformen zu entwickeln stellen. Andernfalls droht ihnen eine 
gravierende Einengung des eigenen Geschäftsfeldes durch die zunehmend erkennbar werdende 
Präsenz neuer (Nischen-)Anbieter in dem sich rasant entwickelnden Markt. Um in diesem Verdrän-
gungswettbewerb zu bestehen, müssen die rechtlichen Rahmenbedingungen für alternative Mobili-
tätskonzepte eruiert und letztlich neue Vertragsstrukturen geschaffen werden. 
Neben intelligenten Carsharing-Projekten ist hier vor allem die rechtliche Strukturierung im Umgang 
mit dem zurzeit wichtigsten wertbildendem Faktor bei Elektroautos, der Batterie, zu nennen. Gerade
im Hinblick auf den Zweitmarkt gilt es im Einzelfall abzuwägen, ob an dem herkömmlichen Modell 
des (Mit-)Verkaufs der Batterie, festgehalten wird. Die Marktanforderungen könnten die Vermietung 
der Batterie, Leasingmodelle oder vielleicht auch die Vermittlung des Erwerbs oder der Nutzung der 
Batterie durch den Fahrzeughersteller vorteilhafter erscheinen lassen.

Dr. Andreas Schrettl, Rechtsanwalt, Taylor Wessing
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Forschungsdesign 
und Methodik

Die Studie wurde in zwei Phasen durchgeführt. Die 
erste Phase bestand aus einer qualitativen Vorstudie, 
in deren Rahmen Experteninterviews geführt wurden.
Zu den Befragten gehören Geschäftsführer von 
Start-up-Unternehmen oder Senior Manager füh-
render Unternehmen aus den Branchen Automobil-
industrie, Infrastruktur, Energieversorgung, Dienst-
leistungsanbieter und Finanzierung (Abbildung 10). 
Die Gespräche zeigten aktuelle Trends und Heraus-
forderungen bei der Einführung der Elektromobilität
auf und verdeutlichten die Zusammenhänge und Aus-
wirkungen der zu erwartenden Veränderungen. Auf 
Basis dieser Interviews wurden acht Thesen zur Zu-
kunft der Elektromobilität in Deutschland formuliert.

Ziel der zweiten Phase der Studie war die Überprü-
fung dieser Thesen und die Quantifizierung der  
Erkenntnisse der qualitativen Vorstudie. Zu diesem 
Zweck wurden 177 Experten online befragt. Alle Teil-
nehmer der Studie verfügen – nach Selbstauskunft 
– über einen fachlichen oder projektbezogenen  
beruflichen Hintergrund in der (Elektro-) Automobil-
industrie oder assoziierten Branchen und lassen sich 
verschiedenen Positionen der Wertschöpfungskette 
zuordnen (Abbildung 11). Die Teilnehmerrekrutierung 
erfolgte über das Unternehmensnetzwerk von Taylor 
Wessing sowie über den Online-Panelanbieter panel-
biz mit Rückgriff auf das FTD-Entscheider-Panel.
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Xing Liu
Tobias Klanner
Philipp Weywara

Studienleitung und wissenschaftliche Mitarbeit:

Der Fragebogen war modular aufgebaut mit  
dezidierten Teilen für Experten aus den Bereichen 
Forschungskooperationen und Finanzierung. Die  
zugrunde liegende Teilstichprobengröße fällt für  
diese Bereiche daher kleiner aus.

Den in dieser Studie getroffenen Aussagen zu  
signifikanten Unterschieden und Zusammenhängen 
liegen inferenzstatistische Testverfahren zugrunde; 
das Signifikanzniveau liegt zweiseitig bei fünf Prozent.
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